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Der Bundesminister Bonn, den 17. Februar 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/IVB4-S 2253- 10/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Abzugsfähigkeit von Zinsen bei Finanzie- 
rungsbeteiligungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, 
Höcherl, Niegel und Genossen 
- Drucksache VI/3094 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


Ende des Jahres 1971 wurde für den Erwerb von Eigentums- 
wohnungen in Prospekten und Zeitungsanzeigen erstmals u. a. 
damit geworben, daß auch für viele Jahre im voraus entrichtete 
Erbbau- und Hypothekenzinsen sofort in voller Höhe als Wer- 
bungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach- 
tung abgesetzt und hierdurch beträchtliche Steuerersparnisse 
erreicht werden könnten. Diese Werbung beruhte offensichtlich 
darauf, daß nach der Einengung der Sonderabschreibungsmög- 
lichkeiten für Schiffe und Flugzeuge im Rahmen des Zweiten 
Steueränderungsgesetzes 1971 versucht wurde, für hochver- 
dienende Steuerpflichtige neue Quellen zur Steuerersparnis im 
Zusammenhang mit der Errichtung von Eigentumswohnungen 
in größerem Umfang zu erschließen. Gegen diese in der Wer- 
bung vertretene Auffassung bestanden seitens der obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder erhebliche Beden- 
ken. Es erschien deshalb im Interesse der Kapitalanleger gebo- 
ten, die Öffentlichkeit über diese Bedenken durch die Presse- 
mitteilungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Finan- 
zen am 17. und 20. Dezember 1971 zu unterrichten. 


1. Räumt die Bundesregierung ein, daß durch die der bisherigen 
Verwaltungspraxis widersprechenden unklaren Stellungnahmen 
die Rechtslage für die Betroffenen unsicherer geworden ist? 

Die Pressemitteilungen sollten die durch die Werbung Ange- 
sprochenen in die Lage versetzen, bei ihren Entscheidungen 
auch die zur Vorsicht mahnende Meinung der Finanzverwaltung 
zu berücksichtigen. Hieraus kann der Bundesregierung kein 
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Vorwurf gemacht werden. Im Gegenteil: sie hätte die ihr ob- 
liegende Informationspflicht verletzt, wenn sie die Öffentlich- 
keit nicht unverzüglich von den Bedenken der Finanzverwal- 
tungsbehörden unterrichtet hätte. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Rechtslage 
nach Rechtsprechung und vorherrschender Meinung in der Lite- 
ratur in dem Sinne geklärt ist, daß Hypothekenzinsen und Erb- 
bauzinsen, die mit der Anschaffung von Gebäuden und Woh- 
nungseigentum im Zusammenhang stehen, nicht zu den Anschaf- 
fungskosten, sondern zu den sofort abzugsfähigen Betriebs- 
ausgaben bzw. Werbungskosten gehören und daß lediglich für 
die Finanzierungskosten (Geldbeschaffungskosten) eine beson- 
dere Aktivierungspflicht besteht (Urteil des Bundesfinanzhofes 
vom 24. Mai 1968 VI/R 6/67 - BStBl. 1968 - II S. 574)? 

Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung sind 
laufend gezahlte Erbbauzinsen und Schuldzinsen im Kalender- 
jahr der Verausgabung als Werbungskosten nach § 11 Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes (Bundesgesetzbl. 1971 I S. 1881) 
- EStG - abzugsfähig. 

Hinsichtlich der Erbbauzinsen ist aber zu beachten, daß in dem 
BFH-Urteil vom 31. Januar 1964 (Bundessteuerblatt III S. 187) 
das Erbbaurecht als ein abnutzbares Wirtschaftsgut im Sinne 
des § 7 EStG angesehen wurde und daß deshalb der Abzug von 
einmaligen Aufwendungen für den Erwerb eines solchen 
Rechts (Notariats-, Vermessungs- und Gerichtskosten) nur ver- 
teilt auf die Laufzeit des Erbbaurechts zugelassen worden ist. In 
Anlehnung an diese Entscheidung ist die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit den obersten Finanzbehörden der Länder 
der Ansicht, daß für mehrere Jahre oder für die gesamte Lauf- 
zeit des Erbbaurechts vorausgezahlte Erbbauzinsen Anschaf- 
fungskosten des Erbbaurechts darstellen, die nicht im Jahre der 
Zahlung, sondern nur zeitanteilig als Werbungskosten zum 
Abzug zugelassen werden können. 

Hinsichtlich der Behandlung von für viele Jahre im voraus ge- 
zahlten Schuldzinsen sowie anderer normalerweise laufend an- 
fallender Aufwendungen wie etwa der Betreuungsgebühren, 
war eine abschließende Klärung mit den Ländern noch nicht 
möglich, da zunächst eine Übersicht über die in den verschie- 
denen Modellen vorgesehenen Regelungen gewonnen werden 
muß. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es zu ihren Auf- 
gaben gehört, durch umgehende Klarstellungen für eine einheit- 
liche Rechtsanwendung zu sorgen, statt die Rechtsuchenden auf 
ein langwieriges Rechtsmittelverfahren zu verweisen? 

Die Bundesregierung ist stets bestrebt, zu aktuellen steuerrecht- 
lichen Fragen nach Abstimmung mit den obersten Finanzbehör- 
den der Länder unverzüglich ihre Auffassung bekanntzugeben, 
um so eine einheitliche Beurteilung durch die Finanzämter zu 
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gewährleisten. Soweit ein Steuerpflichtiger eine hiervon ab- 
weichende Auffassung vertritt, ist es ihm unbenommen, seine 
abweichende Auffassung im Finanzrechtsweg durchzusetzen. 

Abschließend erinnere ich daran, daß bei den Beratungen des 
Zweiten Steueränderungsgesetzes 1971 von allen Parteien des 
Bundestages das Bestreben begrüßt wurde, die Fälle mit soge- 
nannten Verlustzuweisungen wegen ihrer einseitigen Begün- 
stigung von Steuerpflichtigen mit hohem Einkommen wesent- 
lich einzuschränken. Mit dieser Zielsetzung würde es nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht vereinbar sein, wenn durch 
das neue Finanzierungsverfahren bei Eigentumswohnungen 
eine neue „Steueroase" für besonders kapitalkräftige Kreise 
geschaffen würde. Die Bundesregierung wird deshalb gesetz- 
liche Maßnahmen in die Wege leiten, falls sich bei der Durch- 
setzung ihrer Auffassung wider Erwarten Schwierigkeiten er- 
geben sollten. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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